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Stellungnahme zur fünften Änderung des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes (AFBG bzw. das 

sogenannte „Meister-BAföG“) 

1. Ausgangslage und Zielsetzung 

Die Änderung des AFBG dient der Stärkung der beruflichen Fortentwicklung der Arbeitnehmenden in 

der höherqualifizierenden Berufsbildung und der Fachkräftegewinnung. Durch eine gezielte Absen-

kung der finanziellen Hürden soll die Attraktivität von Fortbildungsmaßnahmen gesteigert werden. Da-

mit ist das AFBG ein wichtiges Instrument zur Gleichstellung von akademischer und beruflicher Bildung. 

2. Kernregelungen des aktuellen Gesetzesentwurfs 

Der aktuelle Entwurf sieht spürbare finanzielle Verbesserungen bei den Förderobergrenzen und Er-

leichterungen bei den Rückzahlungen vor, was der Bundesvorstand von Kolping sehr begrüßt: 

• Anhebung der Maßnahmenbeiträgen: Die maximal förderfähigen Lehrgangs- und Prüfungs-

gebühren werden von bisher 15.000 Euro auf 18.000 Euro angehoben. 

• Förderung des Meisterstücks: Die Zuschuss- und Darlehensmöglichkeit für die Materialkosten 

des Meisterstücks (oder vergleichbarer Arbeiten) wird von 2.000 Euro auf 4.000 Euro verdop-

pelt. 

• Höherer Darlehenserlass: Bei erfolgreichem Bestehen der Abschlussprüfung wird der Erlass 

auf das Darlehen von bisher 50 % auf 60 % angehoben. 

• Entlastung für Alleinerziehende: Der Kinderbetreuungszuschlag für Alleinerziehende in Voll-

zeit- und Teilzeitmaßnahmen steigt auf 160 Euro pro Monat und Kind (Angleichung an das 

BAföG-Niveau). 

• Wegfall der Arbeitgeberanrechnung: Leistungen des Arbeitgebers werden nicht mehr auf den 

Maßnahmenbeitrag angerechnet, um betriebliche Weiterbildungsanreize nicht zu schmälern. 

• Ausschluss hochschulischer Abschlüsse: Es wird gesetzlich klargestellt, dass akademische Wei-

terbildungsabschlüsse nicht unter das AFBG fallen, um die rein berufliche Schiene abzugren-

zen. 

3. Kritikpunkte an dem Kabinettsbeschluss 

Auch wenn dies alles Schritte in die richtige Richtung sind, greift das Gesetz an einigen Stellen deutlich 

zu kurz: 

A. Unzureichende Absicherung des Lebensunterhalts (Unterhaltsbeitrag) 

Die Erhöhung der Förderung bei den Maßnahmenbeiträgen reicht nicht aus. Denn die Attraktivität er-

höht sich damit kaum, wenn man die gestiegenen Lebenshaltungskosten für Berufstätige in Teilzeit- 

oder Vollzeitmaßnahmen berücksichtigt. 

B. Das zinslose Darlehen fehlt 

 

Beschluss der Sitzung am 18.07.2026 in Köln  

Kolping Deutschland - Bundesvorstand 
 



2 
 

Die Erhöhung des Darlehenserlasses ist zu begrüßen. Die Zinsbelastung bei den KfW-Krediten stellt für 

Teilnehmende aber nach wie vor ein erhebliches finanzielles Risiko dar. Damit fehlt die Einführung 

einer echten Zinsfreiheit für den verbleibenden Darlehensanteil der Fortbildungskosten, wie sie beim 

BAföG gegeben ist. 

C. Keine Förderung einer zweiten Aufstiegsfortbildung 

Der Entwurf versäumt es, die Förderung einer zweiten Fortbildung auf derselben Fortbildungsstufe zu 

ermöglichen. Angesichts des massiven Strukturwandels und der damit einhergehenden Veränderun-

gen an die beruflichen Qualifizierungen sowie des Mangels an höherqualifizierten Fachkräften wäre, 

die Förderfähigkeit einer zweiten Fortbildung auf gleicher Ebene eine wichtige Erweiterung gewesen. 

D. Bürokratieabbau und Durchlässigkeit 

Das Gesetz bringt kaum bürokratischen Erleichterungen. Starre Nachweisfristen führen oft zu Verzö-

gerungen oder dem Abbruch von Förderverfahren. Der Nachweis von Vorqualifikationen sollte unbü-

rokratisch nachgereicht werden dürfen. Zudem wäre eine bessere Verzahnung und Abgrenzung zwi-

schen der Arbeitsförderung nach SGB III und dem AFBG notwendig. 

4. Fazit 

Die Änderungen im AFBG gehen – wie bereits im vierten Änderungsgesetz (2020) – zwar kontinuier-

lich, jedoch nur in kleinen Schritten voran. Gleichwohl trägt das AFBG grundsätzlich dazu bei, die 

Gleichwertigkeit von beruflicher und akademischer Bildung zu stärken und die soziale Chancengleich-

heit zu fördern. Um diesen Anspruch jedoch voll einzulösen und zugleich die Fachkräftesicherung 

wirksam zu unterstützen, wären kohärentere und deutlich mutigere Reformschritte notwendig gewe-

sen. Für zukünftige Entwicklungen bleibt es daher entscheidend, diese Perspektiven der Chancen-

gleichheit und sozialen Treffsicherheit noch weitergehend auszubauen. 

 

Köln, den 18. Juli 2026 

Der Bundesvorstand 


